
Geschäft SGB 055/2012 

 

Antrag der Grünen Fraktion zum Massnahmenplan 2013 zur Erreichung eines mittelfristig 

ausgeglichenen Staatshaushaltes 

 

Der Beschlussesentwurf soll lauten: 

 

1. Folgende Massnahmen werden im Grundsatz genehmigt 
 
Massnahme 2013 2014 2015 2016 Folgejahr 

 

BEH 0 100 100 100 100 

BEH_1 Tarifverhandlungen Post  0 100 100 100 100 

 

BJD 1663 2358 2808 6440 8170 

BJD_1 Gebührenanpassung der 

Beratungsdienste im Bau 90 90 90 90 90 

BJD_4 Verwaltungs-Raumkonzept 2025 373 618 618 1250 2480 

BJD_5 Erhöhung interne 

Parkplatzgebühren 300 300 300 300 300 

BJD_11 Plafonierung der 

Investitionsrechnung auf CHF 125 Mio 900 1350 1800 2300 2800 

BJD_16 Heimfallverzicht 

Wasserkraftwerke 0 0 0 2500 2500 

 

DBK 2350 3400 3400 3900 3900 

DBK_1 Anpassung Verteilschlüssel 

Verordnung über die Berufsbildung 

(VBB) 2000 2000 2000 2000 2000 

DBK_4 Prozessoptimierung und 

Aufgabenreform Berufsschule 150 500 500 500 500 

DBK_5 Prozessoptimierung 

Kantonsschulen 200 300 300 300 300 

DBK_6 Zusammenlegung der 

Ausbildungsorte des BZ-GS  0 600 600 600 600 

DBK_24 Reformenmoratorium für 

Schulprojekte 0 0 0 500 500 

 

FD 19375 26575 27075 29015 25340 

FD_1 Räumliche Konzentration 

Amteibehörden 50 750 750 940 940 

FD_2 Verzicht auf Aussenvollzug durch 

die Betreibungsämter 300 300 300 300 300 

FD_3 Optimierung vom 

Betreibungserfolg 500 500 500 500 500 

FD_4 Erhöhung Abgabemahngebühr bei 

der Steuererklärung 100 100 100 100 100 

FD_5 Steuererhöhung natürl. Personen 14000 15000 14500 15250 14500 



von 104 auf 106% 

FD_6 Controlling des Pensenbestandes 

überarbeiten 1000 2000 3000 4000 4000 

FD_7 Fonds - Verrechnungen zu 

Vollkosten der Verwaltung 500 500 500 500 500 

FD_8 Auflösung der 

Globalbudgetreserven 2925 2925 2925 2925 0 

FD_9 Anpassung der AHV-Ersatzrente 

an das neue Rücktrittsalter 0 3900 3900 3900 3900 

FD_10 Kreditorenprozess kantonsweit 

zentralisieren 0 600 600 600 600 

 

DdI 100 5100 10100 5100 1100 

DdI_2 Konzentration der 

Untersuchungsgefängnisse 0 0 0 0 1000 

DdI_5 Ausschöpfung des 

Gebührenrahmens 100 100 100 100 100 

DdI_9 Spitalfinanzierung: Verzicht auf 

Erhöhung des Kostenanteils 2014 und 

2015 0 5000 10000 5000 0 

 

VWD 200 200 200 200 200 

VWD_1 Organisationsüberprüfung und 

Konzentration des AMB auf zwei 

Standorte 200 200 200 200 200 

Gesamtergebnis 23688 37733 43683 44755 38810 

 
 

2. Der Regierungsrat wird beauftragt, die genehmigten Massnahmen umzusetzen. 

 

3. Über die beschlossenen Massnahmen wird vom Finanzdepartement ein Controlling 

geführt. 

 

4. Das Massnahmenpaket wird, soweit die Massnahmen gemäss dem Vorschlag des 

Regierungsrates nicht in diesem Antrag enthalten sind, an den Regierungsrat 

zurückgewiesen, mit dem Auftrag ein neues, nachhaltigeres und bessser 

durchdachtes Massnahmenpaket vorzulegen, das den folgenden Anforderungen 

genügt: 

 

a. Der Verkauf von Finanzvermögen, der nur einmalige 

Einnahmenverbesserungen mit sich bringt und die strukturell 

wiederkehrenden Massnahmen sind klar von einander getrennt auszuweisen 

und zu beschliessen. 

 

b. Das Verhältnis der geplanten Minderausgaben und Mehreinnahmen soll im 

Grundsatz ausgeglichen sein. 

 



c. Die Mitarbeitenden des Kantons und die interessierte Bevölkerung sollen für 

den Vorschlag von Sparmassnahmen einbezogen werden, allenfalls sollen 

sinnvolle Sparmassnahmen mit einem Anreizsystem belohnt werden. 

 

d. Insbesondere bei Massnahmen im Bildungsbereich, aber auch allgemein, soll 

für jede Massnahme eine Abwägung zwischen den Spar-Interessen und den 

öffentlichen Interessen für die Ausgabe vorgenommen und offen gelegt 

werden. Die mittel- und langfristigen Auswirkungen für den betroffenen 

Bereich sind jeweils zu ermitteln. 

 

 

Begründung: erfolgt mündlich im Rat. 

 

 


